
zenden der asiatischen Gruppe und seitens Japans verhindert. 
Der japanische Vertreter erhob ausdrückl ich starke E inwände 
und wies darauf hin, daß die Sitzfrage entschieden und jede 
Diskussion über die Ände rung der Sitzentscheidung eine Belei
digung der Bundesrepublik Deutschland is t 2 0 . Der Vorsitzende 
der Sonderkommission 4 soll nun weitere Konsultationen 
durchführen, um ein allgemein akzeptables Einvernehmen über 
die weitere Behandlung der Sitzfrage in der Vorbereitungskom
mission zu erreichen 2 1 . Das bedeutet eine Konsensentschei
dung, die von jedem Mitglied der Vorbereitungskommission 
verhindert werden kann. Die Bundesrepublik, die in der Vorbe
reitungskommission Beobachterstatus hat, kann nach den Ver
fahrensregeln an Entscheidungen nicht mitwirken. Sollte aber 
der Vorsitzende die Annahme eines Vorschlags anstreben, der 
die bestehende Rechts- und Verfahrenslage zuungunsten der 
Bundesrepublik ändert , dann hat diese nach allgemeinen 
Rech t sg rundsä tzen allerdings ein Mitwirkungsrecht. Denn die 
Aufgabe oder Änderung einer Rechtsposition zu Lasten des 
Betroffenen kann nur mit dessen ausdrückl icher Einwill igung 
erfolgen. 
I m übr igen stellt sich die Frage, ob das Mandat der Vorberei
tungskommission eine Behandlung der Sitzfrage einschließt. 
Ihre Aufgabe ist be sch ränk t auf praktische Vorkehrungen, die 
zur Errichtung des ISGH notwendig sind. Die Ände rung der 
Sitzentscheidung, die eine Ände rung des SRÜ bedingt, ist — 
jedenfalls solange der gewähl te Sitzstaat als Gastland zur Ver
fügung steht und die entsprechenden Vorkehrungen tr i f f t — 
keine praktische, sondern eine ausschließlich rechtliche Ange
legenheit. Die Bundesrepublik aber beabsichtigt, Sitzstaat zu 
bleiben, und schließt nicht aus, einmal Vertragsstaat zu wer
den 2 2 . Ihre bisherigen Anstrengungen bezüglich der endgülti
gen und vorläufigen Unterbringung des ISGH entsprechen dem 
Stand der Beratungen der Vorbereitungskommission und dem 
Status des SRÜ, dessen Inkrafttreten gegenwär t ig nur abge
schätz t werden kann. Es kommt hinzu, daß bisher kein Indu
strieland Vertragsstaat des SRÜ geworden ist und auch keine 
konkreten Abs ich tserk lä rungen vorliegen. Folglich ist das 
Schicksal des SRÜ, auch wenn es vermutlich in den nächs t en 
Jahren in Kraft treten wird , insofern ungewiß, daß man heute 
noch nicht sagen kann, ob es jemals universelle Anerkennung 
finden wi rd . Daraus folgt für den ISGH wie auch für die Inter
nationale Meeresbodenbehörde , daß die Finanzierung dieser 
beiden neuen Institutionen gegenwär t ig keineswegs gesichert 
ist. Die 32 derzeitigen Vertragsparteien des SRÜ w ü r d e n ge
meinsam lediglich 2,68 v H zu den Kosten beitragen, wenn der in 
den Vereinten Nationen übliche Schlüssel angewendet werden 
so l l 2 3 . 
Auch unter diesem Gesichtspunkt wi rd man zunächs t und wei
terhin von einer vorläufigen Unterbringung des ISGH ausgehen 
müssen . Da hierfür entsprechende Räuml ichke i ten in Hamburg 
angeboten wurden, verbleibt der Vorbereitungskommission al
lenfalls die Aufgabe, zu prüfen, ob der ISGH i m Hanseatischen 
Oberlandesgericht seine Tät igkei t vorläufig ausüben kann oder 
ob die anderen beziehungsweise zusätzlich angebotene Unter

br ingungsmögl ichke i ten in Betracht gezogen werden müssen . 
Darübe r hinaus besitzt die Vorbereitungskommission bezüglich 
der Unterbringung des ISGH keine Zuständigkei t . 
Schließlich m u ß die Frage aufgeworfen werden, ob die Vorbe
reitungskommission die Modali tä ten, die in der Schlußakte der 
Seerechtskonferenz festgehalten sind, ü b e r h a u p t ä n d e r n kann. 
Die Mitglieder der Vorbereitungskommission sind mi t den Un
terzeichnerstaaten der Sch lußak te nicht identisch. Die Schluß
akte wurde von etlichen Mitgliedern der Vorbereitungskommis
sion nicht unterzeichnet, sehr wohl aber von der Bundesrepu
bl ik Deutschland, den Vereinigten Staaten und Großbr i t ann ien 
sowie von anderen Staaten, die in der Vorbereitungskommis
sion nur als Beobachter zugelassen sind. 
Zusammenfassend ist zu sagen, daß der Sitz des Internationa
len Seegerichtshofs der Bundesrepublik und Hamburg erhalten 
bleibt, solange die bisherige Politik fortgesetzt wi rd : aktive Mit 
arbeit i n der Vorbereitungskommission an einer Verbesserung 
des Tief seebergbauregimes und an den praktischen Vorkehrun
gen für die Errichtung des ISGH, Bereitstellung von Räumlich
keiten für die vorläufige Unterbringung und Fortsetzung der 
Planungsarbeiten für die endgül t ige Unterbringung des ISGH, 
Festhalten an der bestehenden Rechts- und Verfahrenslage be
züglich der Sitzentscheidung und ausdrückl iche Ablehnung von 
Vorschlägen, die auf eine Ände rung der i n der Schlußakte fest
gehaltenen Modal i tä ten zu Lasten der Bundesrepublik abzie
len. 
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Überleben der Menschheit verlangt kooperative Lösungen 
Rede des Bundesaußenministers vor der 41. UN-Generalversammlung (25. September 1986) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Staatengemein
schaft steht in diesem Herbst vor unverändert schwerwiegenden 
Problemen und vor weitreichenden Entscheidungen, die das Schick
sal unserer Völker beeinflussen. 
Uns bedrohen kriegerische Verwicklungen ebenso wie Hunger und 
Not. Gefahren drohen der internaticnalen wirtschaftlichen und f i 
nanziellen Zusammenarbeit. Die Würde des Menschen wird tau-

H A N S - D I E T R I C H G E N S C H E R 

sendfach verletzt. In vielen Teilen der Welt finden Kriege statt. In 
Südafrika droht ein Bürgerkrieg. Zu den Naturkatastrophen kom
men Katastrophen von Menschenhand mit weitreichenden, grenz
überschreitenden Wirkungen. Aber wir sehen auch Zeichen der Zu
versicht. In Europa entwickelt sich Zusammenarbeit über System
grenzen hinweg zu einer starken friedenssichernden Kraft. Zwi
schen West und Ost wird in nie dagewesener Breite über Vertrau
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ensbildung und Abrüstung verhandelt. Ermutigende Fortschritte 
sind zu verzeichnen. Neue Verhandlungen werden vorbereitet. 
Überall in der Welt werden die Kräfte stärker, die auf Zusammenar
beit an Stelle der Konfrontation setzen. Immer mehr Menschen 
erkennen, daß wir zu einer Überlebensgemeinschaft geworden 
sind. 
Die Einsicht setzt sich durch, daß das Überleben der Menschheit 
kooperative Lösungen verlangt: für die Kriegsverhinderung, für den 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen, für die neuen technologi
schen Entwicklungen, für die friedliche Nutzung des Meeresbodens 
und für die friedliche Nutzung des Weltraums, für die Bekämpfung 
von Hunger und Krankheit, für Lösungen der weltwirtschaftlichen 
Fragen einschließlich der Lösung der weltweiten Verschuldungs
probleme. Die Völker wollen, daß ihre Regierungen diese Zeichen 
erkennen. Das Streben nach Überlegenheit und Vorherrschaft, das 
Streben nach einseitigen Vorteilen, die Ausnutzung von politischen, 
militärischen und ökonomischen Machtpotentialen, der Versuch, 
den anderen in die Knie zu zwingen, der Versuch, den anderen seine 
Gesellschaftsordnung aufzuzwingen, das alles sind Maximen von 
gestern. Sie haben die Menschheit oft genug in immer neue Kata
strophen getrieben. Die Völker sind nicht länger bereit, eine solche 
Politik hinzunehmen. 
Mein Land steht auf der Seite des Fortschritts, der Zusammenar
beit, der Menschenrechte, des Selbstbestimmungsrechts und des 
Friedens. Für uns steht im Mittelpunkt allen Handelns der Mensch 
in seiner unveräußerlichen Würde, in seiner Einzigartigkeit und in 
seiner Freiheit. Diese Werte sind die Grundlage des Bündnisses zwi
schen dem demokratischen Europa und den Vereinigten Staaten 
und Kanada. 
Herr Präsident, Sie selbst kommen aus einem Land, das zur Über
windung schwieriger wirtschaftlicher Probleme immer wieder die 
internationale Zusammenarbeit gesucht hat. Ich wünsche Ihnen 
und den Vereinten Nationen Glück und Erfolg. Dem Generalsekre
tär der Vereinten Nationen, Herrn Perez de Cuellar, danke ich für 
seine ausgezeichnete Arbeit, für seine klugen Entscheidungen und 
für seine vernünftigen Initiativen. 
Herr Präsident, die Mitgliedstaaten des Europa der Zwölf, die auf 
dem Wege zur Europäischen Union und zu einer gemeinsamen 
Außenpolitik sind, sprechen hier auf gemeinsamer Grundlage. Sir 
Geoffrey Howe hat als Vertreter der britischen Präsidentschaft für 
uns alle gesprochen. Ich werde Ihnen darauf aufbauend die Auffas
sungen der Bundesrepublik Deutschland vortragen, die ihr Schick
sal untrennbar mit dem Schicksal Europas verbunden hat und die 
ein festes Mitglied des Westlichen Bündnisses ist. Europa, das so oft 
in seiner Geschichte durch Kriege zerstritten war, von dem Erobe
rung, Gewalt und Unterdrückung in alle Welt getragen wurde, die
ses Europa wi l l ein Kontinent des Friedens und ein Beispiel für gut
nachbarliche Zusammenarbeit sein. 
Die Staaten der Europäischen Gemeinschaft, allen voran Deutsche 
und Franzosen, haben gezeigt, daß es möglich ist, an die Stelle jahr
hundertealter Rivalität und blutiger Konflikte enge Freundschaft zu 
setzen und zu einer Einheit unter Gleichen zusammenzuwachsen. 
Aber: Europa ist mehr als die Gemeinschaft der Zwölf. Europa endet 
nicht an Elbe und Werra. Deshalb vergessen wir bei keiner unserer 
Entscheidungen, daß östlich von uns auch Deutsche, auch Europäer 
leben. Als Volk in der Mitte Europas betrachten wir es als unsere 
geschichtliche Aufgabe, den West-Ost-Gegensatz zu entschärfen 
und schließlich zu überwinden. Wir wären schlechte Deutsche und 
schlechte Europäer, wenn wir anders handelten. 
Deshalb haben wir in den siebziger Jahren das Verhältnis der Bun
desrepublik Deutschland zu ihren östlichen Nachbarn auf neue ver
tragliche Grundlagen gestellt, die ein unverrückbares Fundament 
unserer Politik bleiben. Wir wollen im Bewußtsein der Geschichte 
die deutsch-sowjetische Zusammenarbeit stetig fortentwickeln. Sie 
ist unabdingbar für eine realistische europäische Entspannungspo
lit ik. Wir werden konsequent den Prozeß der deutsch-polnischen 
Versöhnung fortsetzen. Wir wollen ein friedliches Miteinander in 
ganz Europa, gegründet auf Zusammenarbeit und Vertrauen. Den 
beiden deutschen Staaten fällt dabei, gestützt auf den Grundlagen
vertrag von 1972, eine entscheidende Rolle zu. 
Wir Europäer müssen unser europäisches Haus, das ganz Europa 
umschließt, ausbauen und lebenswürdig gestalten. Wir dürfen es 
nicht auf Dauer hinnehmen, daß durch den West-Ost-Gegensatz 
ungeheuere Mittel verschlungen und Energien gebunden werden. 
Wenn die Europäer sich heute immer stärker auf die gemeinsame 
Identität besinnen und sich in ihrem gemeinsamen Haus miteinan
der friedlich einrichten wollen, dann müssen sich die Türen in die
sem Haus noch weit mehr öffnen. Dann darf es kein todeswürdiges 
Verbrechen sein, von einem Teil in den anderen zu gehen. Wir müs
sen den Grenzen ihre Schrecken und das Trennende nehmen, damit 
Staaten verschiedener Gesellschaftssysteme ihre gemeinsamen und 
komplementären Interessen und ihre Verantwortung für die ge
meinsame Zukunft in friedlichem Wettbewerb wahrnehmen kön
nen, und damit die Menschen ohne Angst voreinander leben und 
sich begegnen können. Die Europäer müssen in einem schrittwei
sen Prozeß des Abbaus von Konfliktpotentialen und mit wachsen
der Kooperation zu neuen Formen ihrer Beziehungen kommen. Wir 

wollen eine Europäische Friedensordnung auf der Grundlage der 
Gleichberechtigung aller und des gleichen Rechts auf Sicherheit. 
Wir wollen einen Zustand des Friedens in Europa, in dem das 
deutsche Volk in freier Selbstbestimmung seine Einheit wieder
erlangt. 
Der Abbau des Ost-West-Gegensatzes hängt wesentlich von der Ent
wicklung des Verhältnisses zwischen den beiden Großmächten ab. 
Deshalb ist es wichtig, daß der zweite Gipfel zwischen Präsident 
Reagan und Generalsekretär Gorbatschow noch in diesem Jahr 
stattfindet. Die amerikanisch-sowjetischen Nuklear- und Weltraum
verhandlungen müssen zu positiven Ergebnissen führen. Das von 
beiden Seiten am 8. Januar 1985 in Genf vereinbarte Verhandlungs-
ziel, einen Rüstungswettlauf im Weltraum zu verhindern und ihn 
auf Erden zu beenden, ist zu einer Verpflichtung gegenüber allen 
Völkern der Welt geworden. Diese Verpflichtung muß ohne Ein
schränkung erfüllt werden. Besondere Bedeutung messen wir den 
Verhandlungen über die amerikanischen und sowjetischen Mittel
streckensysteme bei. Hier hat es in den letzten Monaten Fort
schritte und Annäherungen gegeben. Wir wollen, daß alle landge
stützten amerikanischen und sowjetischen Mittelstreckenflugkör
per großer Reichweite weltweit beseitigt werden. Kann dieses Ziel 
nicht in einem Schritt erreicht werden, wollen wir ein Zwischener
gebnis, das möglichst wenig Raketen auf beiden Seiten übrig läßt 
und das gleiche Obergrenzen weltweit und für Europa festlegt. Wir 
wollen, daß die Rüstungsschraube endlich einmal zurückgedreht 
wird. Wir Deutsche werden unseren ganzen Einfluß einsetzen, da
mit es bei diesen Verhandlungen schnell zu einem solchen Ergebnis 
kommt. Wir wünschen auch bei den strategischen Nuklearpotentia
len drastische Reduzierungen. Das Verhältnis von Offensiv- und 
Defensivwaffen muß im Zusammenhang behandelt werden, wie das 
schon am 8. Januar 1985 vereinbart wurde. Wir halten es für notwen
dig, daß die Bestimmungen des SALT-II-Vertrages weiter beachtet 
werden und der ABM-Vertrag weiter eingehalten wird, solange 
nicht neue Vertragsgrundlagen geschaffen worden sind. 
Meine Damen und Herren, am vergangenen Wochenende haben die 
35 Teilnehmer der Stockholmer Konferenz für Vertrauens- und 
Sicherheitsbildende Maßnahmen und Abrüstung in Europa ein 
Schlußdokument verabschiedet. Dieses Dokument ist ein Signal der 
Hoffnung. Die Konferenz entsprang einer deutsch-französischen In
itiative. Sie erhielt Anfang 1986 durch das gemeinsame Auftreten 
des französischen und des deutschen Außenministers einen neuen 
Impuls. Ihr Ergebnis ist ein Triumph der Vernunft, der Verantwor
tung und des Augenmaßes. Die vereinbarten Maßnahmen werden in 
ganz Europa — vom Atlantik bis zum Ural — Anwendung finden. 
Sie werden das militärische Verhalten der beteiligten Staaten bere
chenbarer machen und damit zum Abbau von Mißtrauen beitragen. 
Sie können Fortschritte bei den Wiener MBFR-Verhandlungen er
leichtern — vor allem aber Verhandlungen eröffnen über konventio
nelle Stabilität — vom Atlantik bis zum Ural. 
Auch die konventionelle Rüstung in Europa ist zu groß, und sie ist 
unausgewogen zu unseren Lasten. Das Verhandlungsangebot der 
NATO-Außenminister-Konferenz von Halifax liegt vor. Der War
schauer Pakt hat positiv reagiert. Es muß noch in diesem Jahr 
gehandelt werden. Ziel künftiger Verhandlungen muß sein, auf bei
den Seiten einen Zustand herzustellen, bei dem die Streitkräfte 
allein am Erfordernis der Verteidigung ausgerichtet sind. Für un
sere Seite gilt dies heute schon. Wir dürfen nie vergessen, daß auch 
ein nur mit konventionellen Waffen geführter Krieg in Europa tau
sendmal schrecklicher wäre als der Zweite Weltkrieg. Er würde die 
Völker Europas vernichten. 
Die Verhandlungen über das weltweite Verbot der chemischen Waf
fen sind so weit fortgeschritten, daß die Völkergemeinschaft von der 
Geißel der chemischen Waffen befreit werden kann. Es gibt keinen 
Grund mehr, die Einigung hinauszuschieben. Fortschritte sind auch 
in der wichtigen Frage eines nuklearen Teststopps erreichbar. Ein 
stabiler und dauerhafter Frieden erfordert Kooperation in allen 
Bereichen. Dazu gehört außer Vertrauensbildung und Abrüstung 
die Herstellung eines geregelten Zusammenlebens im politischen 
Bereich sowie möglichst breite Zusammenarbeit in Wirtschaft, 
Technik, Umwelt und Kultur. 
Die Menschen müssen an dem Austausch und der Zusammenarbeit 
teilhaben und in den Genuß ihrer in der Schlußakte von Helsinki 
verbrieften Rechte gelangen. Um eine solche Entwicklung bemühen 
wir uns in Europa im Rahmen der KSZE, deren Schlüsselelemente 
Sicherheit und Zusammenarbeit sind. Die Teilnahme der USA und 
Kanadas am KSZE-Prozeß entspricht den Realitäten der Sicher
heitslage in Europa. Der multilaterale Charakter des KSZE-Prozes
ses gibt allen Europäern in West, in Ost und in den neutralen und 
nichtgebundenen Ländern die Chance, an einem Europa der Zu
kunft mitzubauen, in dem alle Staaten, gleich welcher Gesellschafts
ordnung, ihr eigenes Schicksal und die Zusammenarbeit mit ihren 
Nachbarn selbst bestimmen. Das im November beginnende KSZE-
Folgetreffen in Wien, das auf Ministerebene eröffnet werden wird, 
muß den Weg weisen zu einer Europäischen Friedensordnung. Wir 
wollen ein Mandat über die Fortsetzung und Erweiterung der Ver
handlungen über Vertrauensbildende Maßnahmen und Abrüstung 
in ganz Europa, ausgehend von den ermutigenden Ergebnissen in 
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Stockholm. Hier müssen wir zu kooperativen Ansätzen für mehr 
Stabilität im konventionellen Bereich kommen. 
Wir wollen bei der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mehr Durch
sichtigkeit der Märkte, mehr Austausch und Arbeitsteilung und 
neue Kooperationsformen. Jeder profitiert davon, wenn alle die fort
schrittlichsten Technologien für Reaktorsicherheit und den Um
weltschutz besitzen. Tschernobyl ist ein Signal. Nicht Abschottung 
und Handelskrieg dienen den Menschen, sondern Austausch und 
Zusammenarbeit lösen gemeinsame Aufgaben, sie mehren den 
Wohlstand aller und wenden drohende Gefahren ab. Kooperative 
Lösungen bei den Sicherheitsfragen werden die Vertrauensbasis 
für die wirtschaftlich-technologische Zusammenarbeit noch erwei
tern. Wir wollen die Achtung der Menschenrechte, eine Vermehrung 
der Kontakte, Erleichterungen für menschliche Begegnungen. Wir 
wollen noch mehr Jugendaustausch, Zusammenarbeit in der Erzie
hung und Fortschritte bei der Information. 
Herr Präsident, meine Damen und Herren, gerade jetzt bestehen 
realistische Aussichten, sowohl in den Beziehungen und Verhand
lungen zwischen beiden Großmächten als auch im multilateralen 
Entspannungsprozeß substantielle Fortschritte zu machen, die zu 
einer neuen und dauerhaften positiven Phase in den West-Ost-
Beziehungen führen. Konkrete Fortschritte in Europa sind ein Bei
trag zu Entwicklung, Stabilität und Sicherheit in der Welt. Die Euro
päische Gemeinschaft übernimmt schon heute ihre Verantwortung 
für Zusammenarbeit und Entwicklung mit den Staaten der Dritten 
Welt. Wir tun dies ohne machtpolitischen Ehrgeiz, ohne unser Ge
sellschaftsmodell anderen aufdrängen und ohne Einflußzonen er
richten zu wollen. Wir wollen eine Welt, in der Selbstbestimmung, 
soziale Gerechtigkeit, Menschenrechte und Grundfreiheiten die 
obersten Maximen für das Zusammenleben der Menschen und der 
Völker sind. 
Herr Präsident, der internationale Terrorismus, die Geißel der 
Menschheit, richtet sich gegen das friedliche Zusammenleben der 
Völker, er richtet sich gegen das Recht auf Leben und gegen die 
Menschenwürde. Ihn zu bekämpfen ist die gemeinsame Aufgabe 
der Staatengemeinschaft. Die Beschlüsse der Generalversammlung 
und des Sicherheitsrats sind ermutigender Ausdruck dafür, daß 
diese Erkenntnis sich Bahn zu brechen beginnt. 
Das sich ständig verschärfende Weltflüchtlingsproblem ist ein Sym
ptom schwerwiegender Mißstände in einigen Regionen der Welt. 
Die Empfehlungen aus der Behandlung der Flüchtlingsinitiative, 
die ich vor sechs Jahren der Generalversammlung vorgelegt habe, 
müssen zu einer Verbesserung der internationalen Zusammenar
beit in diesem Bereich führen. Wir erwarten, daß diese Generalver
sammlung die Empfehlungen der Expertengruppe einvernehmlich 
verabschiedet. 
Herr Präsident, die Achtung des Selbstbestimmungsrechts und der 
Menschenrechte sind unabdingbare Voraussetzungen für die Siche
rung des Friedens. Von der Allgemeinen Erklärung der Menschen
rechte von 1948 über die beiden Menschenrechtspakte bis hin zur 
Ächtung der Folter führt ein gerader Weg. Mit der Verabschiedung 
der Konvention gegen Folter hat die Staatengemeinschaft ihren 
Willen bekräftigt, diese besonders verabscheuungswürdige Verlet
zung der Menschenrechte systematisch zu bekämpfen. Dieser näch
ste Schritt sollte sein: die Verhinderung willkürlicher Hinrichtun
gen. Wir werden weiter für die Abschaffung der Todesstrafe eintre
ten. In zwei Jahren — 1988 — werden 40 Jahre vergangen sein, seit 
die Vereinten Nationen mit der Allgemeinen Erklärung der Men
schenrechte den entscheidenden und wegweisenden Schritt zur völ
kerrechtlichen Verankerung der Menschenrechte machten. Die Ver
einten Nationen brauchen Institutionen, die den besseren Schutz 
der Menschenrechte gewährleisten. Die Einsetzung eines Hoch
kommissars für Menschenrechte ist dafür ebenso unverzichtbar wie 
die Schaffung eines Menschenrechtsgerichtshofs der Vereinten Na
tionen. Wir könnten dem Jahr 1988 damit seine Bedeutung geben. 
Die Verfolgten, die Leidenden warten darauf, daß die Völkergemein
schaft hier einen entscheidenden und wirksamen Schritt tut. Wir 
dürfen uns zu schweren Menschenrechtsverletzungen nicht ver
schweigen. 
Wir haben die Pflicht, Unerträgliches als unerträglich zu bezeich
nen. Dies gilt heute insbesondere für die unmenschliche und unmo
ralische Apartheid — die systematische Form der Rassendiskrimi
nierung und Rassentrennung. Der Ausnahmezustand schafft Will
kür und Rechtlosigkeit. Immer mehr Tote sind die grausame Bilanz 
dieser Politik. Diese Politik richtet sich gegen Menschen, die nichts 
anderes wollen, als in ihrem eigenen Land gleichberechtigt und 
ohne Diskriminierung zu leben. Wenn die mjnschenverachtende 
Apartheid nicht beendet wird, dann sind noch mehr Gewalt, noch 
mehr Blutvergießen und letztlich Chaos und Bürgerkrieg die unaus
weichliche Konsequenz. So, wie Unmenschlichkeit nicht reformiert, 
sondern nur beseitigt werden kann, so ist Apartheid nicht refor
mierbar, sondern muß abgeschafft werden. Wir verlangen die sofor
tige Aufnahme des Dialogs zwischen den authentischen Vertretern 
aller Bevölkerungsgruppen, wir bereiten eine entsprechende Initia
tive vor. Wir verlangen die sofortige Freilassung Nelson Mandelas 
und aller anderen politischen Gefangenen, wir verlangen die Aufhe
bung des Verbots für den ANC und die anderen politischen Gruppie-
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1926 in Bremen geboren, hatte Rechtswissenschaft studiert. 1955 trat er in die 
Dienste des Auswärtigen Amts; außer in der Zentrale war er in Tokyo, King
ston, Ottawa, Ankara und Washington tätig. 1982 wurde er Beigeordneter 
Generalsekretär für politische Angelegenheiten im NATO-Sekretariat in 
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rungen. Wir verlangen die Aufhebung des Ausnahmezustandes. Die 
am 16. September 1986 von der Europäischen Gemeinschaft ergriffe
nen Maßnahmen verleihen dieser politischen Forderung Nach
druck. 
Herr Präsident, die durch die Apartheid in Südafrika verursachten 
inneren Spannungen strahlen auf die ganze Region aus, sie werden 
verstärkt durch die südafrikanische Politik der DeStabilisierung der 
Nachbarstaaten Südafrikas. Eine zusätzliche Belastung ist die Fort
setzung der illegalen Besetzung Namibias, mit der dem Volk von 
Namibia seine Unabhängigkeit und sein Recht auf Selbstbestim
mung vorenthalten wird. Die Bundesrepublik Deutschland setzt 
sich unverändert dafür ein, daß Namibia entsprechend der Sicher
heitsrats-Resolution 435 so schnell wie möglich unabhängig wird, 
wie das die 14. Sondergeneralversammlung gefordert hat. Zum Lö
sungsplan der Vereinten Nationen, wie ihn die Resolution 435 vor
sieht, gibt es keine Alternative. 
Herr Präsident, die achte Gipfelkonferenz der Blockfreien in Ha
rare hat erneut unter Beweis gestellt, daß wirkliche Blockfreiheit 
ein wichtiger Faktor des Friedens und der Stabilität in den interna
tionalen Beziehungen ist. Wir unterstützen den Friedensaufruf an 
die kriegführenden Staaten Iran und Irak, ein Ende des Blutvergie
ßens herbeizuführen. Wir unterstützen den Aufruf der Gipfelkonfe
renz zum Rückzug aller fremden Truppen aus Afghanistan und 
Kamputschea. In Afghanistan wie in Kamputschea geht es darum, 
das Selbstbestimmungsrecht der Völker zu verwirklichen. In 
gleicher Weise treten wir dafür ein, daß auch das palästinensische 
Volk sein Recht auf Selbstbestimmung ausüben und über seine 
Zukunft selbst entscheiden kann. Dies muß erfolgen im Rahmen 
einer Friedensregelung für den Nahen Osten, die allen Staaten der 
Region einschließlich Israel sichere und anerkannte Grenzen und 
damit eine gesicherte staatliche Existenz garantiert. Wir appellieren 
an die regionalen Zusammenschlüsse überall in der Welt, ihren Bei
trag zur Stabilität in der Welt zu leisten. 
Herr Präsident, wir brauchen kooperative Lösungen auch für die 
Probleme der Weltwirtschaft und für die Ausrichtung des Weltwirt
schaftssystems auf die Erfordernisse von morgen. Mein Land be
trachtet die Entwicklungszusammenarbeit zwischen Nord und Süd 
als einen zentralen Pfeiler seiner Friedenspolitik. Dies beweist die 
Steigerungsrate unserer öffentlichen Hilfe, die 1985 mit neun Pro
zent weit über der Wachstumsrate unseres Sozialprodukts lag. Wir 
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lenken zugleich unsere Hilfe dahin, wo die Not am größten ist, und 
haben deshalb den Anteil Afrikas an unserer Hilfe von 37 Prozent 
auf 47 Prozent erhöht. Die Bundesregierung wird mit ganzer Kraft 
auch das Aktionsprogramm der UN-Sondergeneralversammlung 
über Afrika unterstützen. Wir wissen, daß unsere Welt einem ge
meinsamen Schicksal entgegengeht, und wir handeln danach. Unser 
Ziel ist eine vom Bewußtsein der Interdependenz getragene Ord
nung weltweiter partnerschaftlicher Kooperation, in der Privatini
tiative und Eigenanstrengung ihren Raum haben müssen. 
Erstes, elementares Ziel der Entwicklungszusammenarbeit muß es 
sein, die Welt vom Hunger zu befreien. Dazu müssen wir die Bauern 
überall in der Dritten Welt in die Lage versetzen, genügend Nah
rungsmittel für sich selbst und für den heimischen Markt zu erzeu
gen. In den meisten Entwicklungsländern kann ein schnelles 
Wachstum der Landwirtschaft zugleich zum Motor für die Gesamt
wirtschaft werden. Alle Hilfe für die ländliche Entwicklung kann 
aber nur dann Erfolg haben, wenn nicht die Industrieländer den in 
der Dritten Welt erzeugten Nahrungsmitteln mit heruntersubven
tionierten Produkten einen ruinösen Wettbewerb liefern. Mit dem 
weltweiten Agrardumping muß Schluß gemacht werden. 
Die Verschuldungsprobleme haben wir bisher durch eine koopera
tive Strategie unter Kontrolle halten können. Aber die Krise als sol
che ist ungelöst. Sie bleibt eine politische Aufgabe; aber zu ihrer 
Überwindung müssen die internationalen Finanzinstitute, die Re
gierungen der Gläubigerländer und die privaten Banken beitragen. 
Die Kapitalströme müssen endlich wieder von Nord nach Süd gehen 
und dürfen nicht umgekehrt Haushaltsdefizite in Industrieländern 
finanzieren. Von zentraler Bedeutung ist es dabei, den privaten 
Kapitaltransfer wieder in Gang zu bringen. Die Bundesregierung 
hat deshalb die Konvention für die Multilaterale Investitions-Ga
rantie-Agentur gezeichnet, die zu einem wirksamen Instrument für 
die Erreichung dieses Zieles werden kann. Gefordert sind aber auch 
die Schuldnerländer selbst. Sie müssen die Bedingungen schaffen, 
unter denen heimische wie ausländische Investoren wieder Ver
trauen in die Zukunft des Landes fassen. Nur so kann die Kapital
flucht überwunden werden. 
Eine weitere entscheidende Aufgabe ist die Revitalisierung des offe
nen Welthandelssystems. Die Einigung von Punta del Este über die 
Eröffnung einer neuen Liberalisierungsrunde ist ein positives Si
gnal. Wir müssen das GATT stärken und fortentwickeln; wir müs
sen den Wildwuchs der Selbstbeschränkungsvereinbarungen ener
gisch zurückschneiden; wir müssen den Dschungel der Ägrarsub-
ventionen lichten; wir müssen das GATT modernisieren; und das 
heißt: Dienstleistungen und Auslandsinvestitionen Schritt für 
Schritt in die Ordnung des GATT einbeziehen. In einer immer enger 
verflochtenen Weltwirtschaft darf es keine isolierte Wirtschaftspoli
t ik mehr geben. Jedes Land muß die Auswirkungen seiner Wirt
schaftspolitik auf andere Länder sehen und beachten. Zusammenar
beit und Solidarität sind auch hier gefordert. Die weltwirtschaftli
che Verantwortung ist um so größer, je größer ein Land ist. 
Herr Präsident, um die weltweiten kooperativen Strukturen aufzu
bauen, die uns zur Bewältigung unserer gemeinsamen Zukunft be
fähigen, brauchen wir einen umfassenden Dialog zwischen Indu
strie- und Entwicklungsländern. Ich halte es deshalb für dringend 
nötig, daß wir den Nord-Süd-Dialog endlich mit neuem Leben erfül
len, daß wir ihn auf die großen, zukunftsweisenden Themen hinlen
ken und ihn so zu einer Kraft in Weltpolitik und Weltwirtschaft 
machen. 
Als wir 1975 den ersten Anlauf zu einem großangelegten Nord-Süd-
Dialog nahmen, da war unser Denken bestimmt von der Studie des 
>Club of Rome< über die Grenzen des Wachstums. Knappheit an 
Energie, Rohstoffen und Nahrungsmitteln, Grenzen der Belastbar
keit der Umwelt — dies schien das Gesetz, das die Zukunft der Welt 
bestimmte. Aber wir beginnen auch zu ahnen, daß sich etwas ganz 
anderes ereignet: eine neue technische Revolution, die den Horizont 
des Wachstums wieder weit öffnet. Neue Technologien — Weltraum
technik, Informationstechnik, Gentechnik — machen eine neue Art 
des Wachstums möglich, ein Wachstum, das Energie und Rohstoffe 
spart und die Umwelt schont, ja heilt. Doch es sind nicht etwa nur 
die westlichen Länder, die aus dem Industriezeitalter heraus und in 
eine neue Epoche eintreten, sondern die ganze Welt. Die neuen 
Technologien können gerade auch den Entwicklungsländern ent
scheidenden Nutzen bringen. 
Groß sind die Möglichkeiten der Gentechnik. In den sechziger Jah
ren lösten hochertragreiche Reis- und Weizensorten die Grüne Re
volution aus. Indien, bis dahin Getreideimporteur, wurde zum 
Selbstversorger, ja zum Exporteur. Die neuen Sorten waren auf tra
ditionelle Weise, durch Kreuzung von Arten, erzeugt. Nun öffnet die 
Gentechnik ungleich schnellere und wirksamere Methoden, >maß-
geschneiderte< Pflanzen zu züchten — Pflanzen, die resistent sind 
gegenüber Seuchen, die Trockenheit und Kälte ertragen, die auf 
versalzten Böden wachsen; Pflanzen, die proteinreich sind; Pflan
zen, die den Stickstoff aus der Luft aufnehmen und so die Bauern 
von teueren Düngemitteln unabhängig machen. Eine zweite Grüne 
Revolution kündigt sich für die neunziger Jahre an, die in ihrem 
Ausmaß die erste weit übertreffen wird. Sie wird vor allem auch die 
bisher benachteiligten Regionen erfassen und große Bedeutung für 

Trockenzonen wie den Sahel haben. Wichtige Verbesserungen sind 
ebenso für die Tierzucht zu erwarten. Und zu all dem kommen die 
Möglichkeiten, die die Gentechnik für die Medizin bringt. Sie läßt 
zum Beispiel hoffen, daß wir Impfstoffe gegen bisher unbesiegte 
Tropenkrankheiten entwickeln können. So groß und neuartig je
doch die Chancen der neuen Technologien sind, so groß und neuar
tig sind auch ihre Risiken. Fragen vor ungeheurer Tragweite wirft 
insbesondere die Gentechnik auf, die dem Menschen die unerhörte 
Macht in die Hand gibt, in die Erbsubstanz von Lebewesen einzu
greifen. 
Herr Präsident, der Reaktorunfall von Tschernobyl hat uns über 
Nacht deutlich gemacht, wie die Aufgabe, die Risiken der Hochtech
nologien sicher zu beherrschen, zu einer gemeinsamen Aufgabe 
geworden ist — zu einer Aufgabe, die die Nationen zu einer Überle
bensgemeinschaft zusammenschweißt. In diesen Tagen hat in Wien 
die Sondertagung der IAEA über Reaktorsicherheit begonnen. Wir 
hoffen, da die Konferenz Verhandlungen in Gang bringt, die zu welt
weiten verbindlichen Sicherheitsstandards und zu einem internatio
nalen Haftungsrecht führen. Daß die Konferenz im UN-Rahmen 
stattfindet, ist kennzeichnend: die Vereinten Nationen sind zum 
unentbehrlichen Forum für die globale Zukunftsbewältigung gewor
den. Aber wir dürfen uns nicht abfinden mit der Kernenergie als 
der letzten Antwort der Menschen auf ihre Energieversorgung, 
auch hier müssen wir gemeinsam nach neuen Wegen suchen. 
Den Schutz der Umwelt kann der einzelne Staat heute nicht mehr 
allein auf sich gestellt gewährleisten: Radioaktive Strahlen machen 
nicht an nationalen Grenzen halt, und ebensowenig machen Ver
schmutzung der Luft, Verseuchung der Gewässer an den Grenzen 
halt. Dies bedeutet aber auch umgekehrt: Umweltschutz ist nicht 
mehr eine Angelegenheit, mit der es der einzelne Staat halten kann, 
wie er wil l . Jahrtausendelang schienen die Eingriffe der menschli
chen Technik in die Natur so geringfügig, daß sie dem Ganzen 
nichts anhaben konnten. Die Natur schien unzerstörbar, uner
schöpflich. Doch in unseren Tagen kommt nun die Entdeckung, daß 
die Technik eine Größenordnung angenommen hat, die das ökologi
sche Gleichgewicht der Natur zu zerstören droht. Wir leben heute 
unter dem Schock dieser Entdeckung. Nichts ist mehr wie zuvor. 
Internationale Umweltpolitik wird zur lebenswichtigen Aufgabe. Sie 
ist Zukunftsvorsorge, sie ist Handeln aus Verantwortung gegenüber 
künftigen Generationen. Wir stehen hier vor fundamentalen Aufga
ben einer Weltinnenpolitik, die schon vom Namen her zu gemeinsa
mem Handeln zwingt. 
Herr Präsident, diese wenigen Hinweise machen bereits klar, wie 
uns die neue technologische Revolution vor eine gemeinsame Her
ausforderung stellt. Es gilt — ich zitiere den Bericht des Generalse
kretärs an unsere Versammlung —, »die Erfindungen des menschli
chen Geistes unter sicherer Kontrolle zu halten und zum gemeinsa
men Vorteil zu steuern«. Wir brauchen einen Nord-Süd-Dialog, der 
sich diesen neuen Fragen widmet. Es muß ein Dialog sein, der den 
im Gang befindlichen gewaltigen Strukturwandel der Welt zu sei
nem Ausgangspunkt nimmt und sich ihm mit dem Mut zur Zukunft 
stellt. Eine weltweite Politik ist gefordert, die die Menschheitspro
bleme als Menschheitsaufgaben begreift. Die Menschheit, die zur 
Überlebensgemeinschaft geworden ist, muß ihre Verantwortung vor 
ihren Zeitgenossen, aber auch vor allen künftigen Generationen 
erkennen. Die Vereinten Nationen sind der Ort, darüber zu spre
chen. Diese Entwicklung muß sich vollziehen in der Achtung vor der 
Identität aller Völker dieser Welt, die Unverwechselbares zur Men
schengeschichte und zu den Weltkulturen beigetragen haben. Die 
Achtung vor dem anderen verlangt auch unsere Achtung vor seiner 
kulturellen Identität. Unsere Weltorganisation muß deshalb zum 
Träger eines weltweiten Kulturdialogs werden, der Überfremdung 
vermeidet und die Vielfalt der Kulturen zur Geltung bringt. 
Herr Präsident, ich habe erneut für eine weltweite vertrauensvolle 
Zusammenarbeit in den wichtigen internationalen Fragen gewor
ben, die wir lösen müssen. Dazu brauchen wir die Vereinten Natio
nen als eine intakte Weltorganisation, als das Forum der Transpa
renz, als unverzichtbaren Verhandlungsrahmen. Sie gewinnt ihre 
Kraft auch aus ihrer Universalität. Deshalb sollte auch das koreani
sche Volk hier vertreten sein. 
Wir müssen alles tun, die Vereinten Nationen funktionsfähig zu 
erhalten. Dazu ist es notwendig, daß wir, die Mitgliedstaaten, die 
Verpflichtungen der Charta voll einhalten. Dazu ist es auch notwen
dig, daß diese Generalversammlung die Diskussion von Maßnah
men zur Stärkung der Effizienz der Vereinten Nationen auf der 
Basis des Berichts der achtzehn Experten zu positiven Ergebnissen 
führt. 
Meine Regierung unterstützt die Ausführungen, die der Generalse
kretär in seinem Bericht zur Rolle der Vereinten Nationen in den 
internationalen Beziehungen und zu den für die Stärkung der Orga
nisation notwendigen Strukturreformen gemacht hat. 
Meine Delegation begrüßt, daß Sie, Herr Präsident, die Arbeitsziele 
für den Reformprozeß so klar definiert haben. Die Vereinten Natio
nen brauchen die Reform, um stark und funktionsfähig zu bleiben. 
Wir brauchen eine starke und funktionsfähige Organisation der 
Vereinten Nationen, um durch Zusammenarbeit das Überleben der 
Menschheit zu sichern. 
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